
 

 
 

 Die gedruckte Version dieses Dokumentes unterliegt keinem zentralem Änderungsdienst. 

Erstellt durch: M. Franke/ C. Thomssen/ 01.11.2021 Seite 1 von 5 Änd.-Datum: 01.11.2021 
 

Allgemeine Einkaufsbedingungen der ARS Altmann AG  

für die Beauftragung von Transportleistungen 

im Schienengüterverkehr „AEB-SGV“ 

 

Stand: 01.11.2021 

§ 1 Geltungsbereich 

1. Die AEB-SGV sind anwendbar im Verhältnis zu Auftragnehmern, die Unternehmer gemäß § 14 BGB sind; sie gelten nicht gegenüber 

Verbrauchern gemäß § 13 BGB. Die AEB-SGV gelten für alle künftigen, von uns an den Auftragnehmer erteilten Transportaufträge auch 

dann, wenn bei Abschluss des jeweiligen Transportvertrags nicht ausdrücklich auf die Geltung der AEB-SGV hingewiesen wird. Bei 

Widersprüchen gehen jeweils die im Transportvertrag getroffenen Vereinbarungen denen der AEB-SGV vor. 

2.  Unsere AEB-SGV sind in ihrer jeweils geltenden Fassung veröffentlich auf unserer Homepage www.ars-altmann.de. Im Verhältnis zu unseren 

Auftragnehmern gilt immer die bei Abschluss des Transportvertrags veröffentlichte Fassung der AEB-SGV. 

3. Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers gelten nur bei besonderer Bestätigung durch uns. Sofern der Auftragnehmer 

einzelnen Bestimmungen der AEB-SGV widersprechen sollte, gelten die übrigen Bestimmungen der AEB-SGV unverändert fort. 

4. Als Spediteur besorgen wir für unsere Kunden, insbesondere Hersteller von Straßenfahrzeugen, den Transport von Neubaufahrzeugen. Zu 

diesem Zweck schließen wir Transportverträge mit ausgewählten und zuverlässigen Eisenbahnverkehrsunternehmen (nachstehend „EVU“ 

genannt) als Frachtführer ab, die in diesen AEB-SGV als Auftragnehmer bezeichnet werden. In der Regel übergeben wir dem Auftragnehmer 

beladene oder leere Güterwagen (nachstehend „Wagen“ genannt) zur Beförderung, deren Halter wir sind. Die Gestellung von Wagen durch 

den Auftragnehmer ist besonders zu vereinbaren.  

 

§ 2 Zustandekommen und Inhalt des Transportvertrags, Lieferfristen, Subunternehmer 

1. Der Auftragnehmer übersendet uns auf Anfrage sein Angebot in Textform mit einer Bindefrist von mindestens zwei Monaten; sofern der 

Auftragnehmer keine Bindefrist angibt, gilt eine solche von zwei Monaten ab Eingang des Angebots bei uns. Mit Abgabe seines Angebots 

bestätigt der Auftragnehmer, vom Inhalt der AEB-SGV Kenntnis genommen zu haben und diese anzuerkennen. 

2.  Längerfristige Transportverträge, insbesondere Rahmenverträge, bedürfen eines schriftlichen Vertragsabschlusses. Einzelaufträge erteilen wir 

in der Regel in Textform und unter Bezugnahme auf das Angebot des Auftragnehmers. 

3.  Die Ausfertigung von Frachtbriefen im nationalen Verkehr entfällt. Gewünschte Frachtbriefe für grenzüberschreitende Transporte werden von 

uns erstellt und dem Auftragnehmer mit dem Auftrag übergeben. 

4. Der vereinbarte oder vom Auftragnehmer bekanntzugebende Fahrplan gilt als Lieferfristvereinbarung, soweit es um die Durchführung von 

Regelverkehren - nicht Spotzügen - geht. Eine Überschreitung der fahrplanmäßigen Ankunftszeit von mehr als 30 Minuten gilt als 

Lieferfristüberschreitung. Dem Auftragnehmer ist bekannt, dass die Einhaltung der vereinbarten Lieferfristen für das Verhältnis zwischen uns 

und unseren Kunden von wesentlicher Bedeutung ist, insbesondere die pünktliche Erreichung gebuchter Slots in Terminals oder anderen 

Empfangsstellen zur Be- und Entladung von Wagen. 

5. Die Beauftragung von Nachunternehmern durch den Auftragnehmer bedarf unserer vorherigen Zustimmung in Textform. Bei einer 

Unterbeauftragung hat der Auftragnehmer dem Nachunternehmer die Pflichten aus §§ 5-10 der AEB-SGV entsprechend aufzuerlegen und 

dies auf unser Verlangen nachzuweisen. Eine solche Unterbeauftragung befreit den Auftragnehmer nicht von seinen Pflichten uns gegenüber.  

6. Alle von uns angegebenen Transportmengen dienen ausschließlich der Planung des Auftragnehmers mit dem Ziel der Gewährleistung 

ausreichender Transportkapazität und sind mangels anderweitiger Vereinbarung im Transportvertrag weder für uns bindend noch für den 

Auftragnehmer anspruchsbegründend. 

 

§ 3 Vertragslaufzeit, Kündigung 

1. Die Vertragslaufzeit wird jeweils im Transportvertrag vereinbart. Bei Vereinbarung einer festen Laufzeit endet der Vertrag, ohne dass es einer 

Kündigung bedarf. 



 

 
 

 Die gedruckte Version dieses Dokumentes unterliegt keinem zentralem Änderungsdienst. 

Erstellt durch: M. Franke/ C. Thomssen/ 01.11.2021 Seite 2 von 5 Änd.-Datum: 01.11.2021 
 

2.  Das Recht der Vertragsparteien zur außerordentlichen Kündigung des Transportvertrags aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Ein wichtiger 

Grund für eine Kündigung durch uns liegt insbesondere vor, wenn  

 der Auftragnehmer gegen wesentliche Pflichten aus dem Transportvertrag trotz schriftlicher Abmahnung weiter verstößt, 

 der Auftragnehmer eine erforderliche Genehmigung, Lizenz oder Eintragung zur Ausübung der Geschäftstätigkeit nach diesem Vertrag 

nicht erhält oder während der Vertragslaufzeit verliert, 

 beim Auftragnehmer ein Gesellschafter- oder Mehrheitseignerwechsel stattfindet, der für uns eine weitere Zusammenarbeit unzumutbar 

macht, insbesondere wenn der neue Gesellschafter oder Mehrheitseigner mit uns im Wettbewerb steht, wir mit diesem gerichtliche 

Auseinandersetzungen führen oder geführt haben oder auf diesen einer der übrigen in diesem § 3 (2) genannten Gründe zutrifft, der 

Auftragnehmer Adressat von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen ist, insbesondere wenn sie die an ihn übergebenden Wagen oder Güter 

betreffen oder zu betreffen drohen, 

 von uns angenommene Wechsel oder Schecks des Auftragnehmers zu Protest gehen, und/oder 

 über das Vermögen des Auftragnehmers die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens beantragt oder dieses eröffnet oder mangels Masse 

nicht eröffnet wird. 

 3. Kündigungen bedürfen der Schriftform nach § 126 BGB. 

 

§ 4 Entgelt, Zahlung 

1. Der Auftragnehmer berücksichtigt in seinen angebotenen Preisen alle im regelmäßigen Verlauf der Beförderung anfallenden und zum 

Zeitpunkt der Angebotsabgabe vorhersehbaren Kosten; entsprechende Nachforderungen können nicht gegen uns geltend gemacht werden. 

Kalkulationsfehler des Auftragnehmers gehen zu seinen Lasten. Die Angebotspreise sind Bruttopreise. 

2. Rechnungen des Auftragnehmers sind zahlbar innerhalb von dreißig (30) Tagen nach Rechnungseingang bei uns. Wenn wir innerhalb 

vorgenannter Frist Fehler der Rechnung zu Recht gerügt haben, beginnt die Zahlungsfrist mit Erhalt der korrekten Rechnung neu zu laufen. 

3. Für unsere Verpflichtung zur Frachtzahlung bei Abbestellungen von Zügen gilt folgende Regelung: 

 Abbestellung <= 24 Stunden vor fahrplanmäßiger Abfahrt: 100% des vereinbarten Entgelts 

 Abbestellung > 24 Stunden und < 72 Stunden: 50% des Entgelts 

 Abbestellungen > 72 Stunden sind kostenfrei 

 Eine Abbestellung hat in Textform zu erfolgen. 

4. § 4 (3) gilt entsprechend für den Fall, dass der Auftragnehmer seiner Transportverpflichtung nicht nachkommen kann und uns dies zu den in § 

4 (3) genannten Fristen angezeigt hat. Dem Auftragnehmer steht es frei, nachzuweisen, dass uns ein geringerer Schaden entstanden ist. 

Weitergehende Ersatzansprüche unsererseits bleiben hiervon unberührt. 

 

§ 5 Pflichten des Auftragnehmers 

1. Soweit wir nicht vertraglich die Beladung der Wagen übernommen haben, hat der Auftragnehmer die von uns zur Beladung zugeführten 

Wagen vor der Beladung auf ihre Eignung für den vorgesehenen Verwendungszweck sowie auf sichtbare Mängel zu prüfen und uns über 

Beanstandungen unverzüglich zu informieren. Das gleiche gilt bei einer Übernahme bereits beladener Wagen zur Beförderung. Der 

Auftragnehmer hat neben der Erfüllung seiner eisenbahnrechtlichen Pflichten insbesondere auch die Einhaltung der Ladekapazität des zur 

Beförderung übernommenen Zuges zu prüfen. Unterbleibt eine gegenteilige Anzeige, so wird vermutet, dass wir die Wagen sowie den Zug in 

tauglichem und unbeschädigtem Zustand gestellt haben. 

2. Der Auftragnehmer kontrolliert im Rahmen von § 5 (1) auch die verladenen Güter und deren beförderungs- und betriebssichere Beladung, 

auch auf Übereinstimmung der Güter nach Anzahl, Menge und Identität mit dem Auftrag. Dabei führt der Auftragnehmer in jedem Fall die im 

AVV vorgeschriebenen Kontrollen und ferner jede weitere Kontrolle aus, die aufgrund der besonderen Umstände angebracht ist.  

3. Bei irgendeinem qualitativen oder quantitativen Mangel in Bezug auf die Güter bzw. die Beladung informiert uns der Auftragnehmer 

unverzüglich und holt Weisungen von uns ein. 

4. Mit Übernahme der Wagen und der Güter übernimmt der Auftragnehmer die Gefahr in Bezug auf diese.  
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5. Wenn der Auftragnehmer im Rahmen der Durchführung eines Transportauftrags mit seiner Lokomotive die Wagen von uns oder von einem 

anderen EVU übernimmt, führt er unverzüglich sämtliche vorgeschriebenen, erforderlichen und branchenüblichen Kontrollen aus, darunter 

insbesondere die Durchführung der Bremsprobe, die Kontrolle der Handbremsen und die Kontrolle auf das Vorhandensein von 

Hemmschuhen. Über festgestellte Mängel oder Unregelmäßigkeiten sind wir unverzüglich zu informieren.  

6.  Der Auftragnehmer informiert uns jeweils unverzüglich über die ihm bekannten Abfahrts- und Ankunftszeiten bezogen auf unseren 

Transportauftrag. Er informiert uns, falls und sobald eine Verspätung von dreißig (30) Minuten oder mehr droht, und holt erforderlichenfalls 

Weisungen ein. Das gleiche gilt für bekanntwerdende Be- oder Entladeprobleme an Versand- oder Empfangsstellen. Ferner erteilt uns der 

Auftragnehmer auf unser Ersuchen alle weiteren transportbezogenen Informationen.  

7. Falls und sofern ein Ereignis eintritt, das auf die rechtzeitige und ordnungsgemäße Erfüllung des Transportauftrags von wesentlichem Einfluss 

sein könnte, informiert uns der Auftragnehmer sofort darüber. 

8. Der Auftragnehmer hat in seiner Eigenschaft als EVU alle erforderlichen Genehmigungen und Lizenzen aufrechtzuerhalten und uns dies 

jederzeit auf erstes Anfordern nachzuweisen. 

9. Der Auftragnehmer gestattet uns, Qualitätskontrollen und Audits nach entsprechender Ankündigung durchzuführen, sofern dies seinen Betrieb 

nicht unangemessen stört. Solche Kontrollen und Audits erfolgen auf unsere Kosten, es sei denn, der Auftragnehmer hat uns durch 

wiederholte Schlechtleistung, Verletzung von Vertragspflichten und/oder Haftungsfälle dazu Anlass gegeben. 

 

§ 6 AVV, ECM 

1. Als Wagenhalter sind wir dem „Allgemeiner Vertrag über die Verwendung von Güterwagen (AVV)“ beigetreten, welcher im Rahmen der 

Neuordnung des internationalen Eisenbahnverkehrs - COTIF 1999 - das Verhältnis des Wagenhalters gegenüber dem den Wagen 

befördernden EVU regelt. Wenn wir auf den AVV Bezug nehmen, gilt die jeweils gültige Fassung des AVV; diese ist im Internet unter 

www.gcubureau.org abrufbar. 

2. Sofern der Auftragnehmer nicht selbst als EVU dem AVV beigetreten ist, gilt der AVV zwischen uns mit Abschluss des Transportvertrags als 

vereinbart. Sofern der Auftragnehmer nicht selbst EVU ist, sondern die Wagen an EVU oder sonstige Dritte überlässt, ist er stets so zu 

behandeln, als habe er uns gegenüber selbst die Pflichten eines EVU aus dem AVV übernommen. Dies gilt ausdrücklich auch für 

Mitwirkungs-, Aufklärungs- und Benachrichtigungspflichten unter dem AVV. Davon unberührt bleibt die Verpflichtung des Auftragnehmers 

dafür zu sorgen, dass etwaige von ihm zur Beförderung des Wagens eingesetzte EVU ihren Pflichten nach dem AVV uns gegenüber als 

Wagenhalter erfüllen. Entsprechendes gilt für Pflichten des EVU, die sich aus bestandskräftigen Verfügungen von Aufsichtsbehörden 

ergeben. 

3. Die Überlassung von Wagen an einen nicht dem AVV beigetretenen Dritten einschließlich eines EVU ist nur mit unserer in Textform erteilten 

Zustimmung gestattet. Wir haben das Recht, dem Auftragnehmer die Übergabe von Wagen an bestimmte Dritte unabhängig vom Bestehen 

deren Mitgliedschaft im AVV in Textform zu untersagen; dies kann aus berechtigtem Grunde auch nach Abschluss des Transportvertrages 

erfolgen.  

4.  Der Auftragnehmer hat auf unser Verlangen jederzeit Auskunft darüber zu erteilen, welche EVU bei der Beförderung der Wagen tätig wurden.  

5. Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, ohne unsere in Textform erteilte Zustimmung mit dem verwendenden EVU bezogen auf den Wagen 

Abweichungen von den Bestimmungen des AVV zu vereinbaren. 

6. Falls der Auftragnehmer oder derjenige, an den der Auftragnehmer den Wagen überlassen hat, die Beförderung des Wagens durch ein nicht 

dem AVV beigetretenes EVU durchführen lässt, dürfen uns hieraus keine Nachteile entstehen. Der Auftragnehmer hat uns stets so zu stellen, 

als sei die Beförderung durch ein dem AVV beigetretenes EVU erfolgt. 

7.  Mit der Wahrnehmung der Aufgaben der ECM („Entity in Charge of Maintenance“ oder „für die Instandhaltung zuständige Stelle“ im Sinne von 

§ 4 a AEG und der DVO (EU) 2019/779) haben wir die ARS Schienentechnik GmbH, Feierabendmühle 2, D-85283 Wolnzach, beauftragt. Die 

ECM hat durch ein Instandhaltungssystem den sicheren Betriebszustand der Wagen zu gewährleisten. Der Auftragnehmer wird hierbei 

unterstützen, indem er seine vertraglichen und gesetzlichen Benachrichtigungspflichten bezogen auf die Wagen lückenlos und fristgerecht 

erfüllt. 

 

§ 7 Haftung 

1. Der Auftragnehmer haftet für Verlust und Beschädigung der in seiner Obhut befindlichen Güter sowie für Lieferfristüberschreitungen während 

der Durchführung des Transportauftrags. Die Haftung bestimmt sich nach dem jeweils anwendbaren Frachtrecht, sofern in diesem Vertrag 

oder im Transportvertrag nichts Abweichendes geregelt ist. 

2. Die vorstehende Haftung für Verlust und Beschädigung ist bei Verkehren national begrenzt auf 8,33 Sonderziehungsrechte für jedes 

Kilogramm des Rohgewichts der Sendung, grenzüberschreitend hingegen gemäß CIM auf 17 Sonderziehungsrechte.  
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3. Die Haftung des Auftragnehmers für Schäden durch seinen Eisenbahnbetrieb richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.   

4. Im Falle des Verlustes oder der vollständigen Beschädigung (wirtschaftlicher Totalschaden) von Wagen, deren Halter wir sind, ist der 

Auftragnehmer verpflichtet, auf Basis des Wiederbeschaffungswertes Schadensersatz in Geld zu leisten. Im Falle einer teilweisen 

Beschädigung des Wagens hat uns der Auftragnehmer die Kosten für die vollständige Wiederherstellung zu erstatten. Sämtliche an 

Radsätzen auftretende Schadensbilder gehen zu Lasten des Auftragnehmers, sofern der Auftragnehmer nicht beweist, dass eine fehlerhafte 

Bremsanlage des betreffenden Wagens oder ein Verschulden unsererseits ursächlich für den Schaden war. Im Falle einer schuldhaften 

Verursachung des Verlustes oder der Beschädigung des Wagens, wobei ein Verschulden des Auftragnehmers vermutet wird, hat uns der 

Auftragnehmer die Kosten und Aufwendungen für Bergung, Aufräumung, Überführung zur Werkstatt, Begutachtung sowie für die erforderliche 

Anmietung von Ersatzwagen zu erstatten; weitergehende Ansprüche unsererseits sind nicht ausgeschlossen.  

5. Der Auftragnehmer schützt uns gegen jegliche Inanspruchnahme durch Dritte im Zusammenhang mit der Durchführung des 

Transportauftrages, darunter insbesondere für Schäden an den Gütern, Wagen, Personen, Sachen, der Bahninfrastruktur bzw. der Umwelt, 

soweit der Auftragnehmer den Schaden herbeigeführt hat. Auf erstes Anfordern stellt uns der Auftragnehmer im Umfang seines 

Haftungsanteils gegenüber einer Inanspruchnahme durch Dritte frei. 

6. Die Nichterreichung von durch uns mitgeteilten Planungs- und/ oder Erwartungsmengen (vgl. § 2 (6))berechtigen den Auftragnehmer nicht zur 

Geltendmachung von Ersatzansprüchen uns gegenüber. 

7. Sofern Schadensersatzansprüche des Auftragnehmers gegen uns nicht durch unser vorsätzliches oder grobfahrlässiges Verhalten begründet 

werden oder wir nicht aufgrund zwingender Rechtsvorschriften haften, sind über die im Transportvertrag geregelten Ansprüche 

hinausgehende Ersatzansprüche jeder Art gegen uns, unsere Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen ausgeschlossen. Dies gilt nicht bei der 

Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, das heißt solcher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 

Transportvertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Auftragnehmer regelmäßig vertrauen darf; Ersatzansprüche gegen 

uns sind in diesen Fällen beschränkt auf den vorhersehbaren, typischen Schaden. 

 

§ 8 Versicherung 

1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den nachfolgend aufgeführten Versicherungsschutz für die Laufzeit des jeweiligen Transportvertrags 

abzuschließen und aufrecht zu erhalten. Entsprechende Nachweise legt uns der Auftragnehmer bei Abschluss des jeweiligen 

Transportvertrags sowie jeweils unaufgefordert zum 01.01. und 01.07. eines Kalenderjahres während der Laufzeit des Transportvertrags vor.  

2.  Der Auftragnehmer hält Haftpflichtversicherungsschutz in seiner Eigenschaft als EVU mindestens in Höhe der gesetzlich vorgeschriebenen 

Deckung vor. Die Deckung für Schäden an den beförderten Wagen ist einzuschließen. 

3. Der Auftragnehmer hält allgemeinen Betriebshaftpflicht-Versicherungsschutz vor mit einer Deckung für Personen- und Sachschäden 

mindestens in Höhe von 5 Mio. € je Schadensereignis sowie für Vermögensschäden mindestens in Höhe von 1 Mio. € je Schadensereignis, 

jeweils 2-fach maximiert. 

4.  Der Auftragnehmer hält Transporthaftungs-Versicherungsschutz vor mit ausreichender Deckung seiner Haftung unter diesen AEB-SGV für 

Verlust und Beschädigung von Gütern sowie für Lieferfristüberschreitung. 

5. Die Besorgung und Aufrechterhaltung ausreichenden Kasko-Versicherungsschutzes für die Wagen ist Sache der Partei, die die Wagen für 

den Transport bereitstellt. 

 

§ 9 Höhere Gewalt 

1. Ist eine Partei der Ansicht, dass es ihr vorübergehend durch höhere Gewalt unmöglich ist, ihre Verpflichtungen gegenüber der anderen Partei 

zu erfüllen, informiert diese Partei die andere Partei unverzüglich in Textform darüber. Eine solche Mitteilung nennt außerdem die Ursache 

der Verspätung und ihre voraussichtliche Dauer. 

2. Fälle von höherer Gewalt sind insbesondere Naturkatastrophen, Krieg und kriegerische Ereignisse, Kriegsfolgeschäden, bürgerliche Unruhen, 

Aufruhr, Sabotage, Streik und Aussperrung bei Arbeitskämpfen, Insolvenz (auch bei unseren Lieferanten oder Subunternehmern), Raub, 

Plünderung, Epidemien, Pandemien, Beschlagnahme oder sonstige Entziehung von Gütern oder Wagen durch behördliche Maßnahmen. 

3. Im Fall von höherer Gewalt werden die Verpflichtungen der Parteien ausgesetzt. Jedoch ist die vom Ereignis höherer Gewalt unmittelbar 

betroffene Partei verpflichtet, auf ihre Kosten die angemessenen Maßnahmen zu ergreifen, um die Fortsetzung der betroffenen 

Vertragspflichten zu ermöglichen.  

4. Wir haben das Recht, einen erteilten Transportauftrag mit sofortiger Wirkung ganz oder teilweise in Textform zu kündigen, falls das Ereignis 

der höheren Gewalt länger als zwei (2) Werktage andauert oder wenn es deutlich ist, dass das Ereignis der höheren Gewalt länger als zwei 

(2) Werktage andauern wird. Wird der Transportauftrag ganz oder teilweise aufgehoben, findet eine Rückabwicklung nach den einschlägigen 

gesetzlichen Vorschriften statt unter Berücksichtigung bereits erfolgter Teilbeförderungen, die für uns nach unserer allein maßgeblichen 
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Einschätzung ein Interesse haben. In diesem Fall sind wir lediglich zur Zahlung des Entgelts für den entsprechenden Teil der bereits 

abgelieferten Güter verpflichtet. 

 

§ 10 Mindestlohn 

1. Der Auftragnehmer ist uns gegenüber verpflichtet, die Regelungen des am 01.01.2015 in Deutschland in Kraft getretenen 

Mindestlohngesetzes (MiLoG) einzuhalten, sofern er selbst oder die von ihm beauftragten Unterauftragnehmer unter den Regelungsbereich 

des MiLoG fallen. Insbesondere ist er zur Zahlung des geltenden Mindestlohns verpflichtet. 

2. Soweit der Auftragnehmer die Regelungen des MiLoG nicht einhalten sollte, hat er uns von jedwedem dadurch entstehenden Schaden auf 

erstes Anfordern freizuhalten. 

3.  Der Auftragnehmer verpflichtet sich, nur solche weiteren Unterauftragnehmer einzusetzen, von denen er weiß, dass auch diese die Regeln 

des MiLoG einhalten, und unter der Bedingung, dass diese ebenfalls eine entsprechende schriftliche Verpflichtungs- und 

Freistellungserklärung dem Auftragnehmer gegenüber abgeben. Von dieser Erklärung wird uns der Auftragnehmer jeweils unaufgefordert 

eine Kopie übersenden. 

 

§ 11 Anwendbares Recht, Gerichtsstand 

1. Diese AEB-SGV und sämtliche Transportaufträge, die darunter abgeschlossen werden oder damit im Zusammenhang stehen, sowie auch alle 

damit zusammenhängenden Rechte und Verpflichtungen unterliegen – auch in Abweichung von Artikel 32 AVV – dem zwischen inländischen 

Parteien geltenden Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Einschluss des COTIF/CIM bei grenzüberschreitenden Transporten. 

2. Für sämtliche Streitfälle, die die Parteien nicht einvernehmlich beilegen können, ist ausschließlich das Landgericht Ingolstadt zuständig. Diese 

Gerichtsstandsvereinbarung gilt im Anwendungsbereich der CIM als Vereinbarung eines zusätzlichen Gerichtsstands. 

 

 

§ 12 Sonstige Bestimmungen 

1. Gegen unsere Forderungen ist eine Aufrechnung oder ein Zurückbehaltungsrecht des Auftragnehmers ausgeschlossen, es sei denn, die 

Gegenforderung ist unbestritten, entscheidungsreif oder rechtskräftig festgestellt. Ohne unsere schriftliche Einwilligung ist der Auftragnehmer 

nicht befugt, seine gegen uns bestehenden Ansprüche aus Transportverträgen an Dritte abzutreten oder Rechte und Pflichten aus 

Transportverträgen auf Dritte zu übertragen. 

2. Nur mit unserer schriftlichen Zustimmung ist der Auftragnehmer zur Ausübung eines inkonnexen Pfandrechts an den beförderten Gütern 

berechtigt. 

3. Die im Zusammenhang mit der Durchführung von Transportverträgen unmittelbar oder mittelbar gewonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen 

über unsere geschäftliche Tätigkeit sowie Betriebsgeheimnisse einschließlich des Inhaltes von Transportverträgen dürfen ohne unsere 

schriftliche Zustimmung vom Auftragnehmer nicht an Dritte weitergegeben werden. Der Auftragnehmer verpflichtet seine Mitarbeiter zu 

entsprechender Geheimhaltung. 

4. Der Auftragnehmer ist damit einverstanden, dass die von ihm freiwillig mitgeteilten personenbezogenen Daten wie Name, Anschrift, Telefon- 

und Kontaktdaten verarbeitet, gespeichert, übermittelt und genutzt werden, sofern dies zur Geschäftsabwicklung erforderlich ist; er ist zur 

Einsichtnahme berechtigt. 

5. Sollte eine Bestimmung des Transportvertrags oder dieser AEB-SGV ganz oder teilweise unwirksam sein oder eine Lücke aufweisen, so ist 

hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Parteien werden im Geist des Transportvertrags und der AEB-SGV 

eine der unwirksamen Bestimmung möglichst nahekommende Regelung treffen bzw. eine ergänzende Regelung vereinbaren. 


